9. Klimakonferenz vom 01.12.-12.12.2003 in Mailand

Nachhaltiger Klimaschutz als Aufgabe für die Völkergemeinschaft

Quelle: BMU

Vom 01. - 12. Dezember 2003 findet in Mailand die 9. Vertragsstaatenkonferenz (VSK, englisch: "Conference of the Parties", COP) der Klimarahmenkonvention (United Nations Framework Convention on Climate Change - UNFCCC) statt. Die Konferenz wird durch das in Bonn ansässige UNFCCC-Sekretariat vorbereitet. Vorsitzender von COP 9 ist der ungarische Umweltminister Miklós Persányi. Es werden mehrere Tausend Teilnehmer erwartet. Neben Regierungsdelegationen aus mehr als 180 Staaten werden zahlreiche Vertreter von Medien und Nicht-Regierungsorganisationen anreisen. Am Ende der Konferenz (vom 10.-11.12.) werden die Umweltminister über Stand und Perspektiven des internationalen Klimaschutzes diskutieren und dabei die zukünftigen Entwicklungsmöglichkeiten der internationalen Klimapolitik ausloten. 

Die Inhalte: Worum es in Mailand geht

Der Bonner Beschluss und die Vereinbarungen von Marrakesch aus dem Jahr 2001 haben das Kyoto-Protokoll konkretisiert und so umsetzbar gemacht. Seither haben 119 Staaten das Kyoto-Protokoll ratifiziert, darunter alle Mitgliedsstaaten der Europäischen Union, Japan, Kanada, Neuseeland, Norwegen, und die meisten mittel- und osteuropäischen Staaten in der Kategorie der Industrieländer sowie Brasilien, Südafrika, Indien, China u.a. in der Kategorie der Entwicklungsländer. Zum In-Kraft-Treten ist noch die Ratifikation Russlands notwendig. Es wird erwartet, dass diese im Lauf des Jahres 2004 erfolgt. Klicken Sie hier, um das Hintergrundpapier Internationaler Klimaschutz aufzurufen.

Will die Weltgemeinschaft im internationalen Klimaschutz vorankommen, können wir nicht in der Zwischenzeit die Hände in den Schoß legen. Die globale Erwärmung wartet weder auf Russland noch auf das In-Kraft-Treten des Kyoto-Protokolls. In zunehmendem Maße muss sich die Staatengemeinschaft den Auswirkungen des real existierenden Klimawandels zuwenden. Die klimatischen Bedingungen werden bereits instabiler, extreme Wetterereignisse wie Stürme, Fluten und Trockenheiten nehmen zu. Insbesondere in den Entwicklungsländern fehlen häufig die Mittel, um sich an die globale Erwärmung anzupassen, etwa Dämme anzulegen oder sich auf veränderte klimatische Bedingungen einzustellen. Und der Jahrtausendsommer dieses Jahres in Mitteleuropa mit absinkenden Grundwasserspiegeln, vertrocknenden Feldern und einer teilweise dramatisch zunehmenden Gefährdung der menschlichen Gesundheit hat uns vor Augen geführt, dass dies auch in den Industrieländern alles andere als einfach ist. 

Auch für den Klimaschutz gilt: Zur multilateralen Zusammenarbeit gibt es auf Dauer keine Erfolg versprechende Alternative. Das Kyoto-Protokoll ist diesbezüglich ein erster, unentbehrlicher Schritt. In vielen Staaten wird bereits an seiner Umsetzung gearbeitet. Weitere Schritte müssen folgen und müssen jetzt international im Rahmen der UNFCCC und seines Kyoto-Protokolls in die richtigen Wege geleitet werden. In der UNFCCC arbeiten praktisch alle Staaten der Welt zusammen, und auch das Kyoto-Protokoll ist bereits von zwei Dritteln der Staatengemeinschaft, die über 80% der Menschheit repräsentiert, ratifiziert worden - Tendenz steigend. Das globale Klimaschutzregime besitzt damit die notwendige internationale Legitimation und schafft alle Voraussetzungen, um den globalen Klimawandel wirksam unter Beteiligung von Industrie- und Entwicklungsländern zu bekämpfen.

Der Klimakonferenz des Jahres 2003 in Mailand kommt die Aufgabe zu, das Fundament der internationalen Klimapolitik weiter zu stärken und für die nächsten wichtigen Schritte die Grundlage zu legen. Spätestens im Jahr 2005 steht die Frage auf der internationalen Tagesordnung, welche weiteren konkreten Klimaschutzmaßnahmen Industrie- und Entwicklungsländer über das Kyoto-Protokoll hinaus, das zunächst nur Regelungen bis zum Jahr 2012 trifft, ergreifen sollen und müssen. Um dafür gerüstet zu sein, bedarf es schon jetzt der Vorbereitung: Unerledigtes ist abzuarbeiten, Prioritäten für die Zukunft sind zu setzen, praktische Erfahrungen mit Klimapolitik sind zu sammeln und mit anderen zu teilen. Vor allem aber müssen konkrete Initiativen zur Förderung des Klimaschutzes das Vertrauen in seine Machbarkeit stärken. Auf der Klimakonferenz von Mailand geht es darum, die internationale Klimapolitik für die kommenden Jahre auf die richtige Bahn zu setzen und ihr den nötigen Anschub zur Lösung der anstehenden Probleme zu geben.

Bestandsaufnahme und zukünftige Anforderungen

Die Minister werden in Mailand drei zentralen Themenkomplexe diskutieren. Erstens wird es um Maßnahmen zur Anpassung an und zur Vermeidung des Klimawandels und ihre jeweiligen Beiträge zu einer nachhaltigen Entwicklung gehen. Aus Sicht der Bundesregierung ist einerseits soviel Anpassung zu leisten, wie der bereits unvermeidliche Klimawandel unumgänglich macht. Zugleich sind andererseits Emissionsminderungen entschieden voran zu treiben, um die Folgen der globalen Erwärmung für Mensch und Natur so gering wie möglich zu halten und so den Bedarf an Anpassungsmaßnahmen soweit wie möglich zu reduzieren. 

Zweitens wird es um die Frage gehen, inwieweit die bereits auf lokaler, nationaler und internationaler Ebene eingeleiteten Maßnahmen angemessen sind, um das Ziel der Klimarahmenkonvention zu erreichen. Dieses besteht darin, die Konzentration der Treibhausgase in der Atmosphäre soweit zu beschränken, dass eine gefährliche Störung des Klimasystems vermieden wird. Die EU und Deutschland können hier auf eine Reihe von Maßnahmen verweisen, die umgesetzt oder eingeleitet werden. Dazu zählen als prominenteste Regelungen etwa die EU-Emissionshandelsrichtlinie sowie in Deutschland die Öko-Steuer und das Erneuerbare-Energien-Gesetz. Obwohl Deutschland und die EU damit und durch weitere Maßnahmen international eine Vorreiterrolle einnehmen, müssen auch hier die Anstrengungen kontinuierlich erhöht werden, um die langfristig geforderte Reduzierung der weltweiten Treibhausgasemissionen um über 50% zu erreichen. In anderen Staaten sind ebenfalls - und sogar noch in höherem Maße - weitere Anstrengungen erforderlich, um das Ziel der UNFCCC zu erreichen. Alle Länder können aber von den Erfahrungen anderer für den zukünftigen Klimaschutz lernen.

Schließlich werden die Minister ausloten, mit welchen Mitteln die Entwicklung, Verbreitung und Nutzung klimafreundliche Technologien stärker gefördert werden kann. Aus Sicht der Bundesregierung kommt hierbei den Bemühungen zur stärkeren Nutzung der erneuerbaren Energien und zur Erhöhung der Energieeffizienz eine Schlüsselstellung zu. Die Bundesregierung kann nicht nur erfolgreiche nationale Maßnahmen (etwa das Erneuerbare-Energien-Gesetz und das 100.000-Dächer-Programm) vorweisen, die anderen Ländern vor Augen führen, dass Klimaschutz möglich und vorteilhaft ist. Sie setzt sich auch international entschieden für eine verbesserte Förderung der erneuerbaren Energien ein, so im Rahmen der beim Johannesurger Weltgipfel für Nachhaltige Entwicklung 2002 ins Leben gerufenen internationalen Initiative für erneuerbare Energien (  www.reeep.org). Nicht zuletzt hat die Bundesregierung in diesem Zusammenhang vom 1. - 4. Juni 2004 nach Bonn zur Internationalen Konferenz für Erneuerbare Energien eingeladen, die wichtige Impulse für die internationale Zusammenarbeit bei der Förderung der Energieerzeugung aus Sonne, Wind, Biomasse und Wasser geben soll (  www.renewables2004.de/de). Die Förderung der Nutzung erneuerbarer Energien stellt einen konkreten Weg zum Klimaschutz dar, der sowohl in Industrie- als auch in Entwicklungsländern gegangen werden kann. Dafür müssen weltweit, jedoch auf die jeweiligen nationalen Umstände zugeschnitten die Bemühungen entschieden ausgeweitet und verstärkt werden. In Entwicklungsländern stellen sich häufig andere technische, ökonomische und gesellschaftliche Anforderungen als in Industrieländern. Verfügbare Technologien müssen an lokale und nationale Bedingungen angepasst werden. Mailand kann hierzu und insgesamt zur Entwicklung und Verbreitung klimafreundlicher Technologien wichtige Anstöße geben und damit helfen, den internationalen Klimaschutz und die Bedingungen zukünftiger internationaler Klimapolitik nachhaltig zu verbessern.

Weitere Themen der Konferenz

Neben den Ministerkonsultationen wird sich die Klimakonferenz in Neu Delhi noch mit weiteren Inhalten beschäftigen. Diese umfassen teilweise die weitere Ausgestaltung des Kyoto-Protokolls und der auf früheren Konferenzen getroffenen Beschlüsse, teilweise Weichenstellungen für die zukünftigen Beratungen.

Aufforstungsprojekte im Rahmen des Clean Development Mechanismus (CDM)

Auf der Klimakonferenz in Marrakesch wurde im Jahr 2001 beschlossen, dass Industrieländer im Rahmen des CDM in begrenztem Umfang Aufforstungsprojekte mit und in Entwicklungsländern durchführen können. Die dadurch realisierte Bindung atmosphärischen Kohlenstoffs können sie sich auf ihre Emissionsminderungsverpflichtungen anrechnen lassen. Die genaue Ausgestaltung der Regeln für solche Projekte konnte jedoch in Marrakesch nicht vereinbart werden. Mit der Ausarbeitung beauftragten die Vertragsstaaten eine Arbeitsgruppe, in der Deutschland den Vorsitz führt und damit eine wichtige Vermittlerrolle spielt. Die Beratungen der Arbeitsgruppe sollen in Mailand zum Abschluss kommen und die Ergebnisse von der Konferenz verabschiedet werden.

Von den Ergebnissen hängt einiges ab. Gelingt die Einigung auf angemessene Regeln für Forstprojekte in Entwicklungsländern, so besteht einerseits die Chance, dass durch solche Projekte nicht nur neue Wälder angelegt werden, sondern zugleich ein Beitrag zu einer nachhaltigen Entwicklung geleistet wird. Die Artenvielfalt in den Gastländern könnte davon ebenso profitieren wie die natürlichen Lebensgrundlagen der dort lebenden Menschen. Aufforstungsprojekte könnten auch einer weiteren Wüstenbildung entgegen wirken. Auf der anderen Seite drohen negative Auswirkungen, wenn keine angemessenen Richtlinien erlassen werden. Dann könnten Anreize entstehen, monokulturelle Baumplantagen zu errichten, bei denen die Artenvielfalt und die Interessen der lokalen Bevölkerung auf der Strecke bleiben. Zugleich müssen Vorkehrungen getroffen werden, damit Aufforstung in einem Gebiet nicht durch verstärkte Abholzung von Wäldern in anderen Gebieten zum Nullsummenspiel wird und die langfristige Erhaltung der aufgeforsteten Wälder gewährleistet wird. Zentral wird auch die Vereinbarung von Regelungen für die Fälle, in denen durch einen Waldbrand oder Schädlingsbefall der in den Projekten eingebundene Kohlenstoff wieder freigesetzt wird und es daher zu erneuten CO2-Emissionen kommt.

Klimaschutz im Rahmen des CDM: Überprüfung der Fortschritte

Während die Regeln für Aufforstungsprojekte in Entwicklungsländern noch konkretisiert werden, hat der aus zehn von den Vertragsstaaten gewählten Mitgliedern bestehende Exekutivrat des Clean Development Mechanism (CDM) seine Arbeit bereits bei der Klimakonferenz von Marrakesch Ende 2001 aufgenommen. Eine lange Liste von Aufgaben war abzuarbeiten, die von der Ausarbeitung der eigenen Geschäftsordnung bis hin zur Schaffung von Strukturen für die Prüfung und Genehmigung von konkreten Klimaschutzprojekten in Entwicklungsländern reichte. Wie in jedem Jahr berichtet der CDM-Exekutivrat auch in Mailand über die im vergangenen Jahr erzielten Fortschritte an die Vertragsstaatenkonferenz, die daraufhin weitere Weisungen und Leitlinien geben kann. Zudem ist turnusgemäß die Hälfte der Mitglieder des CDM-Exekutivrats für zwei Jahre neu zu wählen.

Der CDM hat in den vergangenen Jahren kontinuierliche Fortschritte gemacht. Ein wichtiger Meilenstein wurde in diesem Jahr mit der Genehmigung erster Methodologien für das Monitoring und die Berechnung der Emissionsminderungen erreicht. Für 2004 wird mit der Registrierung der ersten ca. 50 Projekte gerechnet. Auch in den Entwicklungsländern kommt es damit bereits vor dem endgültigen In-Kraft-Treten des Kyoto-Protokolls zu ersten Erfolgen beim Kampf gegen den Klimawandel. Von einer in den kommenden Jahren im Laufe eines Lernprozesses stark steigenden Anzahl von Genehmigungen ist auszugehen. Es sind damit die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass vom CDM wichtige Impulse für den internationalen Klimaschutz ausgehen können. 

Weitere Förderung des Klimaschutzes in Entwicklungsländern

Über den CDM hinaus, der vor allem direkte Investitionen in den Klimaschutz in Entwicklungsländern fördern soll, beschlossen die Vertragsstaaten in Marrakesch, drei spezielle Unterstützungsfonds ("Special Climate Change Fund", "Least Developed Countries Fund", "Kyoto Protocol Adaptation Fund") für Klimaschutzmaßnahmen in Entwicklungsländern einzurichten. Deren Verwaltung obliegt der Globalen Umweltfazilität (GEF). Diese Fonds sollen zusätzliche Mittel mobilisieren, insbesondere für Anpassung an den Klimawandel. Die GEF hat unabhängig davon durch die dritte Wiederauffüllung die Förderung der Integration von Klimaschutz in die Entwicklungsagenda und die Umsetzung der UNFCCC in Entwicklungsländern gemäß den Vorgaben der Vertragsstaatenkonferenz seither ebenfalls verstärkt. 

In Mailand wird es insbesondere darum gehen, der GEF weitere Leitlinien an die Hand zu geben, um eine möglichst effiziente und wirksame Verwendung der Mittel aus den unterschiedlichen Töpfen sicher zu stellen. Im Ergebnis sollen nach COP 9 zwei der drei Fonds so ausgestaltet sein, dass die Finanzierung der vorgesehenen Aktivitäten beginnen kann, im Falle des Special Climate Change Fund, bzw. weiter ausgebaut werden kann, im Falle des Least Developed Countries Fund. Deutschland ist mit einem Beitrag von 293 Mio. US$ in der gegenwärtigen Wiederauffüllungsperiode drittgrößter Geber des GEF Trust Fund und mit einem Beitrag von 15 Mio. Euro größter Geber im GEF Least Developed Countries Fund.

Allerdings unterstützt die deutsche Entwicklungszusammenarbeit Entwicklungsländer nicht nur über die GEF sondern leistet auch bilateral im Rahmen von Strategien zur Nachhaltigen Entwicklung und Armutsreduzierung jährliche Beiträge von 325 Mio. $ für Erneuerbare Energien, Energieeffizienz und den Schutz und die nachhaltige Nutzung von Wäldern. Anpassung an und die Berücksichtigung von Risiken aus dem Klimawandel spielen eine zunehmend wichtige Rolle bei Projektplanung und -umsetzung.

Auswertung des 3. Sachstandsberichts des IPCC

Das internationale Wissenschaftlergremium zur Klimaforschung, der IPCC, hat 2001 seinen dritten Sachstandsbericht vorgelegt, in dem die Prognosen über die schädlichen Auswirkungen des Klimawandels deutlich nach oben korrigiert wurden. Die Vertragsstaaten haben in den letzten zwei Jahren über die Bewertung des Sachstandsberichts diskutiert. Diese Beratungen sollen in Mailand auf eine neue Stufe gehoben werden. Sie sollen sich in Zukunft auf zwei zentrale Fragestellungen konzentrieren, um die Entscheidungsfindung darüber zu fundieren und vorzubereiten. Es geht dabei zum einen um die Verwundbarkeit von Gesellschaften für die Folgen des Klimawandels und die notwendige Anpassung daran, zum anderen um das Potential für Maßnahmen zur Minderung der Treibhausgasemissionen. In beiden Bereichen werden die Vertragsstaaten zielgerichtet die wissenschaftlichen, technischen und sozio-ökonomischen Aspekte der angesprochenen Fragenkomplexe untersuchen. Damit schaffen sie wichtige Grundlagen für die zukünftige Ausrichtung der internationalen Klimapolitik und insbesondere die im Jahr 2005 beginnenden Verhandlungen für die 2. Verpflichtungsperiode des Kyoto-Protokolls (d.h. über 2012 hinaus).

Sonstiges

Die Vertragsstaatenkonferenz wird zudem eine Vielzahl von weiteren Tagesordnungspunkten abzuarbeiten haben. Eine Reihe von Entscheidungen sind im vergangenen Jahr bereits erarbeitet worden und müssen nun verabschiedet werden. Dazu gehören Konkretisierungen des Systems der Berichterstattung im Rahmen des Kyoto-Protokolls sowie die Arrangements für das erste Treffen der Vertragsparteien des Protokolls. Darüber hinaus sind die technischen Standards des für den Emissionshandel notwendigen Kontensystems fertig zu stellen. Die Vertragsstaaten werden darüber zu befinden haben, wie die Zusammenarbeit mit anderen internationalen Institutionen vorangetrieben werden kann. Besondere Beachtung verdienen hier die Internationale Zivilluftfahrtorganisation (ICAO) und die Internationale Seeschifffahrtsorganisation (IMO), die derzeit dafür zuständig sind, Maßnahmen zur Minderung der Treibhausgasemissionen des grenzüberschreitenden Verkehrs zu veranlassen. Außerdem stehen die Erfahrungen mit den bisherigen Berichten der Industrie- und Entwicklungsländer ebenso auf der Tagesordnung wie der Haushalt des Sekretariats für die kommenden zwei Jahre, methodische Fragen, die Zusammenarbeit bei der Forschung und anderes mehr. 

Nicht nur bei den Ministerberatungen, sondern auch im normalen "Klein-Klein" der Vertragsstaatenkonferenz zeigt sich die Lebendigkeit und Bedeutung des internationalen Prozesses. Während das formale In-Kraft-Treten des Kyoto-Protokolls noch aussteht, läuft seine Umsetzung bereits auf immer höheren Touren - und die Weltgemeinschaft nimmt Anlauf, um die nächste Stufe auf dem Weg zur Klimastabilisierung zu erklimmen. Weder Industrie- noch Entwicklungsländer können es sich angesichts der Bedrohung des Klimawandels leisten, einfach "Däumchen zu drehen".
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